
      

 
 

VDVM begrüßt Begrenzung der Abschlusskosten in der 

substitutiven Krankenversicherung 

 
Der vorgesehene Entwurf (vgl. Dr. 17/6051 des Finanzausschusses des Bundestages) einer Änderung 

des § 12 VAG mit dem Ziel, die Abschlusskosten im Bereich der Krankenversicherung auf letztlich ca. 

8 MB zu begrenzen und eine Stornohaftzeit analog dem Lebensversicherungsbereich einzuführen, 

wird vom Grundsatz her begrüßt. 

 
Seit mehreren Jahren macht die Versicherungswirtschaft mit negativen Schlagzeilen auf sich auf-

merksam. Im Fokus stehen Versicherungsgesellschaften und deren Vertriebe, aber auch andere Ver-

mittlergruppen. Angeprangert werden vornehmlich Fehlberatungen bei Neuabschluss oder Um-

deckungen, deren Nutzen für den Versicherungsnehmer objektiv betrachtet nicht gegeben ist. Ein 

Schwerpunkt liegt vornehmlich im PKV-Bereich. Als treibender Faktor wird immer wieder die Ver-

gütung genannt, insbesondere hohe Abschlussvergütungen, die bis zum 12- bis 15-fachen einer  

Monatsprämie ausgelobt werden und/oder Incentives. 

 

Motiv ist der Kampf der in diesem schrumpfenden Marktsegment aktiven Versicherer um die zurück-
gehende Zahl der Neuabschlüsse. Nicht nur, dass wir diese Entwicklungen sehr kritisch sehen - ent-

sprechende Vergütungen übersteigen deutlich den von uns bejahten Anspruch des Vermittlers auf 

faire Vergütung -  sie sind nach unserer Vorstellung fast sittenwidrig. In ihrer Auslegung befördern sie 

genau solche Praktiken, die zu den Negativschlagzeilen der jüngsten Vergangenheit geführt haben, 

und die das Image der Branche insgesamt schädigen, weil in solchen Fällen eben nicht in dem Grund-

verständnis von ehrbaren Kaufleuten agiert wird.  

 

Soweit es die Höhe der zukünftig zulässigen Abschlussvergütungen betrifft, ist diese mit ca. 8 MB und 

den zusätzlichen 10% für sonstige Vergütungen vor dem Hintergrund der sozialen Funktion der Kran-

kenversicherung zu sehen und dürfte für solide arbeitende Vermittler kein gravierendes Problem 
darstellen. Fast noch wichtiger als die Begrenzung der Höhe nach ist hingegen die Verlängerung der 

Stornohaftzeit auf 60 Monate, die Umdeckungen zu Lasten des Kunden deutlich erschweren dürfte.  

 

Der Entwurf – so richtig er in der Tendenz auch ist – zeigt aber auch auf, dass der Gesetzgeber noch 

nicht vollständig in der Realität angekommen ist. Wie früher wird allein die Zahlung von Provisionen 

und Courtagen an den Vermittler durch den Versicherer zum Gegenstand der Regelung gemacht. 

Spätestens seit den Urteilen des BHG zu separaten Vergütungsvereinbarungen des Kunden mit einem 

sog. „Makler“ bei „Nettotarifen“, die häufig nur knapp unter der Sittenwidrigkeitsschwelle lagen, 

dürfte aber bekannt sein, dass auch die Vergütung des Vermittlers durch den Kunden deutlich von 

der üblichen Vergütung – die jetzt auf 8 MB begrenzt werden soll -  abweichen kann. Gerade den 
Konsumenten wäre nicht geholfen, wenn später Vergütungsvereinbarungen zwischen Kunden und 

Vermittler vorlägen, die bei ca. 15,5 MB ohne Stornohaftzeit (!) enden. Ein „equal level playing field“ 

sieht eindeutig anders aus!   

 

Hamburg, den 26.09.2011 

Dr. Hans-Georg Jenssen 










